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einen Konflikt überwunden haben und/oder den Übergang zur Demokratie vollziehen, sys-
tematischer zu nutzen; 

 13. fordert die Einrichtung eines regelmäßigen jährlichen Austauschs zwischen dem 
Koordinierungsrat der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und 
den Führungsverantwortlichen der Interparlamentarischen Union, um der Arbeit beider 
Organisationen mehr Kohärenz zu verleihen, ein Höchstmaß an Unterstützung der Parla-
mente für die Vereinten Nationen sicherzustellen und beim Aufbau einer strategischen 
Partnerschaft zwischen den beiden Organisationen behilflich zu sein; 

 14. empfiehlt, ein neues Abkommen über die Zusammenarbeit zwischen den Verein-
ten Nationen und der Interparlamentarischen Union auszuarbeiten, um den Fortschritten 
und Entwicklungen der vergangenen sechzehn Jahre Rechnung zu tragen; 

 15. beschließt, in Anerkennung der einzigartigen Rolle der nationalen Parlamente 
bei der Unterstützung der Tätigkeit der Vereinten Nationen den Punkt „Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinten Nationen, den nationalen Parlamenten und der Interparlamentari-
schen Union“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer achtundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men, und bittet den Generalsekretär, zu diesem Punkt einen Bericht vorzulegen. 
 
 

RESOLUTION 66/262 

Verabschiedet auf der 111. Plenarsitzung am 29. Mai 2012, ohne Abstimmung, auf der Grundla-
ge des Resolutionsentwurfs A/66/L.47 und Add.1, eingebracht von: Albanien, Andorra, Argenti-
nien, Australien, Belgien, Belize, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa 
Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Griechen-
land, Guatemala, Honduras, Irland, Island, Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kolumbien, Kroa-
tien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Mongolei, Montenegro, Neu-
seeland, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, 
Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Sambia, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, 
Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Timor-Leste, Trinidad und Tobago, Tschechi-
sche Republik, Tunesien, Uganda, Ungarn, Uruguay, Venezuela (Bolivarische Republik), Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zypern. 
 
 

66/262. Bericht des Internationalen Strafgerichtshofs 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 65/12 vom 23. November 2010 und alle ihre frühe-
ren einschlägigen Resolutionen, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass das Römische Statut des Internationalen Strafge-
richtshofs37 die Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen bekräftigt, 

 erneut auf die historische Bedeutung der Verabschiedung des Römischen Statuts hin-
weisend, 

 betonend, dass Gerechtigkeit, insbesondere die Aufarbeitung von Unrecht in Kon-
flikt- und Postkonfliktgesellschaften, ein grundlegender Baustein eines dauerhaften Frie-
dens ist, 

 überzeugt, dass die Beendigung der Straflosigkeit unerlässlich ist, damit eine Gesell-
schaft, die sich in einem Konflikt befindet oder dabei ist, einen Konflikt zu überwinden, 
vergangene Übergriffe gegen von bewaffneten Konflikten betroffene Zivilpersonen aufar-
beiten und derartige Übergriffe in Zukunft verhindern kann, 

_______________ 
37 United Nations, Treaty Series, Vol. 2187, Nr. 38544. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 
2000 II S. 1394; LGBl. 2002 Nr. 90; öBGBl. III Nr. 180/2002; AS 2002 3743. 
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 anerkennend, dass der Internationale Strafgerichtshof bei seinen Analysen, Ermitt-
lungen und Gerichtsverfahren in verschiedenen Situationen und Fällen, die ihm von den 
Vertragsstaaten des Römischen Statuts und vom Sicherheitsrat unterbreitet wurden und die 
der Ankläger des Gerichtshofs aus eigener Initiative eingeleitet hat, im Einklang mit dem 
Römischen Statut, beträchtliche Fortschritte erzielt hat, 

 daran erinnernd, dass die seitens der Staaten, der Vereinten Nationen und anderer 
internationaler und regionaler Organisationen gewährte wirksame und umfassende Zu-
sammenarbeit und Unterstützung in allen Aspekten des Mandats des Internationalen Straf-
gerichtshofs auch weiterhin eine wesentliche Voraussetzung dafür ist, dass dieser seine 
Tätigkeit durchführen kann, 

 mit dem Ausdruck ihres Dankes an den Generalsekretär für die wirksame und effi-
ziente Hilfe, die er dem Internationalen Strafgerichtshof im Einklang mit dem Abkommen 
über die Beziehungen zwischen den Vereinten Nationen und dem Internationalen Strafge-
richtshof („Beziehungsabkommen“)38 gewährt, 

 in Anerkennung des von der Generalversammlung in ihrer Resolution 58/318 vom 
13. September 2004 gebilligten Beziehungsabkommens, namentlich Ziffer 3 der Resolu-
tion betreffend die vollständige Übernahme aller Kosten, die den Vereinten Nationen als 
Ergebnis der Durchführung des Beziehungsabkommens entstehen39, das einen Rahmen für 
die weitere Zusammenarbeit zwischen dem Internationalen Strafgerichtshof und den Ver-
einten Nationen schafft, innerhalb dessen die Vereinten Nationen Tätigkeiten des Gerichts-
hofs vor Ort erleichtern könnten, und den Abschluss gegebenenfalls erforderlicher ergän-
zender Abmachungen und Vereinbarungen befürwortend, 

 feststellend, dass für Ausgaben im Zusammenhang mit Ermittlungs- oder Strafverfol-
gungsmaßnahmen des Internationalen Strafgerichtshofs, einschließlich im Zusammenhang 
mit Situationen, die ihm vom Sicherheitsrat unterbreitet werden, Mittel bereitgestellt wer-
den müssen, 

 unter Begrüßung der kontinuierlichen Unterstützung, die der Internationale Strafge-
richtshof von der Zivilgesellschaft erhält, 

 in Anerkennung der Rolle des Internationalen Strafgerichtshofs in einem multilatera-
len System, dessen Ziel darin besteht, die Straflosigkeit zu beenden, Rechtsstaatlichkeit 
herzustellen, die Achtung der Menschenrechte zu fördern und zu festigen und im Einklang 
mit dem Völkerrecht und den Zielen und Grundsätzen der Charta einen dauerhaften Frie-
den herbeizuführen, 

 mit dem Ausdruck ihres Dankes an den Internationalen Strafgerichtshof für die Hilfe, 
die er dem Sondergerichtshof für Sierra Leone gewährt, 

 1. begrüßt den Bericht des Internationalen Strafgerichtshofs für 2010/1140; 

 2. heißt die Staaten willkommen, die im vergangenen Jahr Vertragsparteien des 
Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs37 geworden sind, und fordert alle 
Staaten in allen Weltregionen, die noch nicht Vertragsparteien des Römischen Statuts sind, 
auf, zu erwägen, es unverzüglich zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten; 

 3. heißt die Vertragsstaaten des Römischen Statuts und die Nichtvertragsstaaten 
willkommen, die Vertragsparteien des Übereinkommens über die Vorrechte und Immunitä-

_______________ 
38 Ebd., Vol. 2283, Nr. 1272. 
39 Artikel 10 und 13 des Beziehungsabkommens. 
40 Siehe A/66/309. 
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ten des Internationalen Strafgerichtshofs41 geworden sind, und fordert alle Staaten, die 
noch nicht Vertragspartei des Übereinkommens geworden sind, auf, dies zu erwägen; 

 4. fordert die Vertragsstaaten des Römischen Statuts auf, sofern sie es noch nicht 
getan haben, innerstaatliche Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Verpflichtungen aus 
dem Römischen Statut zu erlassen und mit dem Internationalen Strafgerichtshof bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben zusammenzuarbeiten, und verweist auf die von Vertrags-
staaten diesbezüglich bereitgestellte technische Hilfe; 

 5. begrüßt die Zusammenarbeit und Hilfe, die dem Internationalen Strafgerichts-
hof von Vertragsstaaten und Nichtvertragsstaaten, den Vereinten Nationen und anderen 
internationalen und regionalen Organisationen bislang gewährt wurde, und fordert die zur 
Zusammenarbeit verpflichteten Staaten auf, diese Zusammenarbeit und Hilfe künftig zu 
gewähren, insbesondere in Bezug auf die Festnahme und Überstellung, die Vorlage von 
Beweisen, den Schutz und die Umsiedlung von Opfern und Zeugen und die Vollstreckung 
von Strafen; 

 6. erinnert an Artikel 3 des Beziehungsabkommens38, wonach die Vereinten Na-
tionen und der Internationale Strafgerichtshof im Hinblick auf die Erleichterung der wirk-
samen Wahrnehmung ihrer jeweiligen Verantwortlichkeiten nach Bedarf eng zusammenar-
beiten und einander in Angelegenheiten gemeinsamen Interesses konsultieren, gemäß den 
Bestimmungen des Beziehungsabkommens und in Übereinstimmung mit den einschlägi-
gen Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen und des Römischen Statuts, sowie 
an die Notwendigkeit der gegenseitigen Achtung der jeweiligen Rechtsstellung und des 
jeweiligen Mandats42, und ersucht den Generalsekretär, in seinen nach Ziffer 11 dieser Re-
solution vorzulegenden Bericht Angaben zur Durchführung des Artikels 3 des Beziehungs-
abkommens aufzunehmen; 

 7. betont, wie wichtig die Zusammenarbeit mit den Staaten ist, die nicht Vertrags-
parteien des Römischen Statuts sind; 

 8. bittet die Regionalorganisationen, den Abschluss von Vereinbarungen über eine 
Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof zu erwägen; 

 9. erinnert daran, dass aufgrund des Artikels 12 Absatz 3 des Römischen Statuts 
dann, wenn nach Artikel 12 Absatz 2 des Römischen Statuts die Anerkennung der Ge-
richtsbarkeit durch einen Staat erforderlich ist, der nicht Vertragspartei dieses Statuts ist, 
dieser Staat durch Hinterlegung einer Erklärung beim Kanzler des Internationalen Strafge-
richtshofs die Ausübung der Gerichtsbarkeit durch den Gerichtshof in Bezug auf das frag-
liche Verbrechen anerkennen kann; 

 10. ermutigt alle Vertragsstaaten, die Interessen, den Unterstützungsbedarf und das 
Mandat des Internationalen Strafgerichtshofs zu berücksichtigen, wenn entsprechende An-
gelegenheiten bei den Vereinten Nationen erörtert werden; 

 11. hebt hervor, wie wichtig die uneingeschränkte Durchführung aller Aspekte des 
Beziehungsabkommens ist, das einen Rahmen für die enge Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Organisationen und für Konsultationen zu Angelegenheiten gemeinsamen Interes-
ses bildet, gemäß den Bestimmungen des genannten Abkommens und in Übereinstimmung 
mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta und des Römischen Statuts, und hebt 
außerdem hervor, dass der Generalsekretär die Generalversammlung auf ihrer siebenund-
sechzigsten Tagung über die den Vereinten Nationen im Zusammenhang mit der Hilfe für 

_______________ 
41 United Nations, Treaty Series, Vol. 2271, Nr. 40446. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 
2004 II S. 1138; LGBl. 2004 Nr. 213; öBGBl. III Nr. 13/2005; AS 2012 5735. 
42 Artikel 2 Absatz 3 des Beziehungsabkommens. 
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den Internationalen Strafgerichtshof entstandenen Kosten und die dafür von ihnen erhalte-
nen Kostenerstattungen informieren muss; 

 12. weist darauf hin, dass der Sicherheitsrat dem Internationalen Strafgerichtshof 
bereits Situationen unterbreitet hat, und bittet außerdem alle Staaten, freiwillige Beiträge 
zur Deckung der Kosten im Zusammenhang mit Ermittlungs- oder Strafverfolgungsmaß-
nahmen des Gerichtshofs, einschließlich mit Situationen, die ihm vom Sicherheitsrat un-
terbreitet werden, zu erwägen, im Einklang mit den vom Kanzler des Gerichtshofs festge-
legten Modalitäten für solche Beiträge; 

 13. bekundet ihre Anerkennung für die Arbeit, die das Verbindungsbüro des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs zum Amtssitz der Vereinten Nationen geleistet hat, und legt dem 
Generalsekretär nahe, mit diesem Büro auch weiterhin eng zusammenzuarbeiten; 

 14. legt den Staaten nahe, zu dem Treuhandfonds zugunsten der Opfer von Verbre-
chen, die der Gerichtsbarkeit des Internationalen Strafgerichtshofs unterliegen, und der 
Angehörigen der Opfer beizutragen, und nimmt mit Dank Kenntnis von den bislang zu 
dem Treuhandfonds geleisteten Beiträgen; 

 15. weist darauf hin, dass die Vertragsstaaten auf der Konferenz zur Überprüfung 
des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs, die vom Generalsekretär ein-
berufen und eröffnet und vom 31. Mai bis 11. Juni 2010 in Kampala abgehalten wurde, ihr 
Bekenntnis zum Römischen Statut und seiner vollen Anwendung sowie seiner Universali-
tät und Integrität bekräftigten und dass auf der Überprüfungskonferenz eine Bestandsauf-
nahme der internationalen Strafgerichtsbarkeit vor dem Hintergrund der Auswirkungen des 
Römischen Statuts auf die Opfer und die betroffenen Gemeinschaften, auf Frieden und 
Gerechtigkeit, Komplementarität und Zusammenarbeit stattfand, die Stärkung der Straf-
vollstreckung gefordert wurde, Änderungen des Römischen Statuts in Bezug auf die Aus-
weitung der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs auf drei zusätzliche Kriegsverbrechen in be-
waffneten Konflikten, die keinen internationalen Charakter haben, sowie in Bezug auf die 
Definition des Verbrechens der Aggression und die Festlegung der Bedingungen für die 
Ausübung der Gerichtsbarkeit im Hinblick auf dieses Verbrechen verabschiedet wurden 
und die Beibehaltung des Artikels 124 des Römischen Statuts beschlossen wurde43; 

 16. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit der 
Vereinten Nationen44, worin erklärt wurde, dass nach dem Erfolg der neunten Tagung der 
Versammlung der Vertragsstaaten des Römischen Statuts die Bemühungen um dessen Uni-
versalität positive Ergebnisse erbracht haben; 

 17. nimmt davon Kenntnis, dass die Versammlung der Vertragsstaaten des Römi-
schen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs auf ihrer zehnten Tagung unter Hinweis 
auf Artikel 112 Absatz 6 des Römischen Statuts, wonach die Versammlung der Vertrags-
staaten am Sitz des Gerichtshofs oder am Amtssitz der Vereinten Nationen tagt, beschloss, 
ihre elfte Tagung in Den Haag abzuhalten45, sieht der vom 14. bis 22. November 2012 ab-
zuhaltenden elften Tagung mit Interesse entgegen und ersucht den Generalsekretär, im 
Einklang mit dem Beziehungsabkommen und der Resolution 58/318 die benötigten Diens-
te und Einrichtungen zur Verfügung zu stellen; 

 18. legt den Staaten nahe, so zahlreich wie möglich an der Versammlung der Ver-
tragsstaaten teilzunehmen, bittet die Staaten, Beiträge zu dem Treuhandfonds zugunsten 
der Teilnahme der am wenigsten entwickelten Länder zu leisten, und nimmt mit Dank 
Kenntnis von den bisher zu dem Treuhandfonds geleisteten Beiträgen; 

_______________ 
43 Siehe International Criminal Court, Dokument RC/11. 
44 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundsechzigste Tagung, Beilage 1 (A/66/1). 
45 Siehe Resolution ICC-ASP/10/Res.5 der Versammlung der Vertragsstaaten des Römischen Statuts des 
Internationalen Strafgerichtshofs. 
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 19. bittet den Internationalen Strafgerichtshof, der Generalversammlung zur Be-
handlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung im Einklang mit Artikel 6 des Bezie-
hungsabkommens einen Tätigkeitsbericht für 2011/12 vorzulegen. 
 
 

RESOLUTION 66/281 

Verabschiedet auf der 118. Plenarsitzung am 28. Juni 2012, ohne Abstimmung, auf der Grundla-
ge des Resolutionsentwurfs A/66/L.48/Rev.1, vorgelegt vom Präsidenten der Generalversamm-
lung. 
 
 

66/281. Internationaler Tag des Glücks 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 65/309 vom 19. Juli 2011, in der die Mitgliedstaa-
ten gebeten werden, zusätzliche Maße zu entwickeln, die die Bedeutung des Strebens nach 
Glück und Wohlbefinden bei der Entwicklung besser erfassen, damit sie sich in ihrer na-
tionalen Politik davon leiten lassen, 

 in dem Bewusstsein, dass das Streben nach Glück ein grundlegendes menschliches 
Ziel ist, 

 anerkennend, wie bedeutsam Glück und Wohlbefinden als universelle Ziele und Be-
strebungen im Leben der Menschen in aller Welt sind und wie wichtig ihre Anerkennung 
im Rahmen der Zielsetzungen der öffentlichen Politik ist, 

 sowie in Anerkennung der Notwendigkeit eines inklusiveren, gerechteren und ausge-
wogeneren Konzepts für Wirtschaftswachstum, das die nachhaltige Entwicklung, die Ar-
mutsbeseitigung, das Glück und das Wohlbefinden aller Völker fördert, 

 1. beschließt, den 20. März zum Internationalen Tag des Glücks zu erklären; 

 2. bittet alle Mitgliedstaaten, die Organisationen des Systems der Vereinten Natio-
nen und sonstigen internationalen und regionalen Organisationen sowie die Zivilgesell-
schaft, einschließlich nichtstaatlicher Organisationen und Privatpersonen, den Internationa-
len Tag des Glücks in angemessener Weise, so auch durch Bildungsarbeit und Sensibilisie-
rungsmaßnahmen, zu begehen; 

 3. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution allen Mitgliedstaaten, den Orga-
nisationen des Systems der Vereinten Nationen und den Organisationen der Zivilgesell-
schaft zur Kenntnis zu bringen, damit sie sie angemessen beachten. 
 
 

RESOLUTION 66/282 

Verabschiedet auf der 120. Plenarsitzung am 29. Juni 2012, ohne Abstimmung, auf der Grundla-
ge des Resolutionsentwurfs A/66/L.53, vorgelegt vom Präsidenten der Generalversammlung. 
 
 

66/282. Überprüfung der Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur 
Bekämpfung des Terrorismus 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung der Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des 
Terrorismus, die Bestandteil der Resolution 60/288 der Generalversammlung vom 8. Sep-
tember 2006 ist, und unter Hinweis auf die Versammlungsresolution 64/297 vom 8. Sep-
tember 2010, in der unter anderem gefordert wurde, in zwei Jahren die Fortschritte bei der 
Umsetzung der Strategie zu prüfen und entsprechend den genannten Resolutionen zu er-
wägen, die Strategie zu aktualisieren, um Veränderungen zu berücksichtigen, 

 unter Hinweis auf die entscheidende Rolle der Generalversammlung bei der Weiter-
verfolgung der Umsetzung und der Aktualisierung der Strategie, 




